
■ Der Wissenschaftsrat bestätigt dem

Mannheimer Wi rt s c h a f t s f o r s c h u n g s i n s t i -

tut damit, zu den Forschungseinrichtun-

gen in Deutschland zu gehören, denen

überregionale Bedeutung zukommt und

deren Förderung durch Bund und Länder

von gesamtstaatlichem wissenschafts-

politischem Interesse ist. Die Empfeh-

lung des Wissenschaftsrats ist Voraus-

setzung für eine Aufnahme des ZEW in

die Blaue Liste und Grundlage der Ent-

scheidung der Bund-Länder-Kommission

für Bildungsplanung und Forschungsför-

derung (BLK) über eine künftige gemein-

same Finanzierung des ZEW durch den

Bund und die Länder.

Im Laufe seiner achtjährigen Arbeit

hat sich das ZEW zu einem Wi rt s c h a f t s-

forschungsinstitut entwickelt, das nach

dem Bewertungsbericht des Wissen-

schaftsrats den nationalen und interna-

tionalen Vergleich nicht zu scheuen

braucht. Der hohe Drittmittelanteil von

40 Prozent bei einem Budget von rund

17 Millionen Mark zeigt das sehr deut-

lich. Seit seiner Gründung hat das ZEW

rund 35 Millionen Mark an Drittmitteln

eingeworben. Möglich gemacht hat dies

vor allem der engagierte Einsatz der 109

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den

Forschungs- und Servicebereichen des

Hauses, von denen der größte Teil (76

Mitarbeiter) wissenschaftlich tätig ist.

Um die Forschungsanstrengungen

der Mitarbeiter zu unterstützen, verfügt

das ZEW über einen Qualifizierungs-

fonds. Dieser erlaubt es, wissenschaft-

liche Mitarbeiter im Rahmen ihrer in der

Regel fünfjährigen Tätigkeit am ZEW ein

Jahr lang zur Fertigstellung ihrer Disser-

tation oder Habilitationsschrift freizu-

stellen. Diese Unterstützung der wissen-

schaftlichen Qualifikation wird vom Wis-

senschaftsrat ausdrücklich begrüßt.

Der Wi s s e n s c h a f t s rat hebt besonders

die Ko n ze n t ration des ZEW auf einze l w i rt-

schaftliche Fragestellungen sowie auf 

international ve rgleichende Untersu-

chungen im europäischen Kontext hervo r. 

D a d u rch habe sich das Institut innerhalb

der wirtschaftswissenschaftlichen For-

schungslandschaft Deutschlands ein klar

k o n t u r i e rtes Profil geschaffen. Darüber

hinaus sei es dem ZEW gelungen, sich

thematisch von den anderen außer- u n i-

ve r s i t ä ren Wi rt s c h a f t s f o r s c h u n g s i n s t i t u-
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In dieser Ausgabe

Hohes Lob zollt der Wissenschaftsrat in seinem Bewertungsbericht dem ZEW. Das Forschungsinstitut habe
sich seit seiner Gründung 1990 zu einem Kompetenzzentrum für die anwendungsbezogene empirische Wirt-
schaftsforschung in Deutschland entwickelt. Mit seinem Forschungsprofil und den bisher vorgelegten Arbei-
ten sei das ZEW ein kompetenter Diskussions- und Kooperationspartner für Universitäten und außeruniver-
sitäre Forschungseinrichtungen sowie ein gefragter Anbieter für wirtschaftspolitische Beratungsleistungen.
Der Wissenschaftsrat empfiehlt daher die Aufnahme des ZEW in die Blaue Liste.

Wissenschaftsrat empfiehlt 
Aufnahme des ZEW in „Blaue Liste“

ZEW-Geschäftsführung, E.-O. Schulze und Prof. Dr. W. Franz; der Vorsitzende des Aufsichtsrats
des ZEW, Prof. Dr. M. Timmermann, und Ministerialdirektor R. Böhmler 
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ten abzugre n zen. In nahezu allen Pro j e k t-

b e reichen, so das Gutachten, we rde sehr

gute, zum Teil sogar ausgezeichnete wis-

senschaftliche Arbeit geleistet.

Von besonderer Bedeutung sind für

den Wissenschaftsrat die am ZEW er-

stellten und gepflegten Datenbanken

wie das Mannheimer Unternehmenspa-

nel oder das Mannheimer Innovations-

panel Industrie/Dienstleistungen. Diese

Datensätze seien einmalig und für die

Unternehmensforschung unverzichtbar. 

Vorbildlich ist für den Wissenschafts-

rat die am ZEW etablierte Einrichtung

der „Forschungsprofessur“. Die For-

schungsprofessoren sind Lehrstuhlinha-

ber, insbesondere an der Universität

Mannheim, die aktiv die Leitungsfunk-

tion bei Forschungsprojekten des ZEW

wahrnehmen. Nach Auffassung des Wis-

senschaftsrats werden so universitäre

und außeruniversitäre Forschung bei-

spielhaft kombiniert. O

Gunter Grittmann, grittmann@zew.de

■ Ausgehend von der Annahme, daß

spätestens im Jahre 2019 alle Kernkraft-

werke stillgelegt sein sollten, entstün-

den bei einer Erreichung dieses Aus-

stiegsziels über eine Festlegung der Nut-

zungsdauer betriebswirtschaftliche Ko-

sten in Höhe von 26 Milliarden Mark. Bei

einer einfachen Festschreibung von

2019 als Ausstiegsjahr hingegen lägen

die Kosten bei nur sechs Milliarden Mark

(jeweils bezogen auf Preise des Jahres

2000), da bei dieser Variante ältere

Atommeiler bis ans Ende ihrer wirt-

schaftlichen Nutzungsdauer am Netz

bleiben könnten. Bei einer Beschrän-

kung der maximalen Nutzungsdauer von

Kernkraftwerken, die den völligen Aus-

stieg im Jahr 2019 gewährleistet, steht

bis zum Ausstiegszeitpunkt grundsätz-

lich eine geringere Kapazität zur Verfü-

gung, was höhere Opportunitätskosten

verursacht.

E r w a rtungsgemäß sinken die Kosten 

eines Ke r n e n e rgieausstiegs erheblich,

wenn das Ausstiegsjahr zeitlich nach hin-

ten verschoben wird. So entstünden bei

einem festgelegten

Ausstiegsjahr 2010

Kosten von 25 Mil-

liarden Mark. I m

Jahr 2020 wären es

lediglich vier Milli-

a rden Mark, da zu

d i e s e m Ze i t p u n k t

viele Meiler ohne-

hin schon aufgrund

i h res Alters ab-

geschaltet word e n

w ä ren. Die we g f a l-

lende Ke r n e n e rg i e

w ü rde durch St ro m

aus nichtnukleare n ,

vor allem fossilen

K ra f t werken ersetzt.

Denn mit einer sin-

kenden St ro m n a c h f rage, die die we g f a l-

lende Ke r n e n e rgie zum Teil auffangen

könnte, ist nicht zu rechnen. Fa c h l e u t e

e r w a rten eher einen we i t e ren Anstieg

des St ro m ve r b rauchs. Nur dra s t i s c h e

Preiserhöhungen könnten dem entge-

genwirken, sind aber im Zeichen libera l i-

s i e rter St rommärkte mit erhöhtem inter-

nationalem Preisdruck derzeit nicht zu

e r w a rten. Somit müssen nichtnukleare

E n e rgieformen und Import s t rom ein-

springen. 

Atomausstieg muß ökonomisch
und ökologisch tragfähig sein

„Abschalten alleine“ wird den Anfor-

derungen an ein langfristiges Energ i e-

k o n zept nicht gerecht. Angesichts globa-

ler Umwelt- und Re s s o u rc e n p ro b l e m e

muß der Atomausstieg vielmehr auch

ökonomisch und ökologisch tra g f ä h i g

sein. Dazu müssen die Kosten nichtnu-

k l e a re r, vor allem erneuerbarer Energ i e n

und die Erfordernisse des Klimaschutze s

berücksichtigt we rden. Für die Glaubw ü r-

digkeit des Ausstiegskonzepts ist außer-

dem wichtig, daß der wegfallende Atom-

s t rom nicht durch nuklearen Import-

s t rom ersetzt wird . O

Dr. Christoph Böhringer, boehringer@zew.de
Stefan Vögele, voegele@zew.de

In einer aktuellen Studie hat das ZEW die Kosten eines vorzeitigen Kernenergieausstiegs in Deutschland 
untersucht. Es zeigt sich, daß die Höhe der Kosten vor allem davon abhängt, auf welchem Wege ein von der
Politik festgelegter Ausstiegszeitpunkt erreicht werden soll. So käme die Festlegung eines Ausstiegsjahres
erheblich billiger als eine äquivalente Begrenzung der maximalen Nutzungsdauer für die 19 derzeit am Netz
befindlichen deutschen Atommeiler. 

Festlegung eines Au s s t i e g s j a h res über
Nutzungsdauer kann teuer kommen

2004 2007 2010 2013 2016 2019 2022 2025 2028

0

10

20

30

40

50

60

70

80

Vergleich der Kosten der 
unterschiedlichen Ausstiegsalternativen

„Nutzungsdauer“

„Ausstiegsjahr“

Kosten abdiskontiert auf das Jahr 2000. Quelle: ZEW

Jahr



■ In Zusammenarbeit mit dem Ve r b a n d

der Ve reine Cre d i t reform, Neuss, befra g-

te das ZEW in Juni und Juli 1999 mehr als

1.100 unternehmensnahe Dienstleister. 

Aufgrund eines Mangels an ve r l ä ß l i c h e n

Daten über die Zahl der Beschäftigten in

den einzelnen Branchen der unterneh-

mensnahen Dienstleister beziehen sich

die von ZEW und Cre d i t reform bekannt-

gegebenen We rte nicht auf die Zahl der

Beschäftigten, sondern auf den bei den

unternehmensnahen Dienstleistern er-

w i rtschafteten Umsatz. Dies stellt keine

erhebliche Einschränkung dar, weil Be-

schäftigung und Umsatz gerade für die-

sen Wi rt s c h a f t s z weig in einem dire k t e n

Zusammenhang zueinander stehen.

Im Vergleich zu traditionellen Dienst-

leistungssektoren wie Handel, Verkehr

oder Nachrichtenübermitlung ist die Ta-

rifbindung bei den unternehmensnahen

Dienstleistern gering. Lediglich rund ein

Drittel des erwirtschafteten Umsatzes

dieses Wirtschaftszweigs entfällt auf Un-

ternehmen, die tarifgebunden sind. Da-

bei wenden kleine unternehmensnahe

Dienstleister seltener Tarifverträge an

als große. Zum Vergleich: Nach Angaben

des Instituts für Arbeitsmarkt und Be-

rufsforschung (IAB), Nürnberg, galten

1997 für rund 70 Prozent der im Handel

Beschäftigten Westdeutschlands Bran-

chentarifverträge, in Ostdeutschland

waren es etwa 43 Prozent.

Ein Hauptgrund für die geringe Ta r i f-

gebundenheit der unternehmensnahen

Dienstleister ist, daß für viele Bra n c h e n

dieses Wi rt s c h a f t s z weigs kein Ta r i f ve r-

t rag vorhanden ist. So entfallen 30 Pro-

zent des Umsatzes der unternehmens-

nahen Dienstleister auf Firmen, die ange-

ben, für ihre Branche gebe es keinen Ta-

r i f ve rt rag. 37 Pro zent der unternehmens-

nahen Dienstleister wenden keinen Ta r i f-

ve rt rag an, obwohl einer vorhanden ist.

Zwischen den Branchen der unterneh-

mensnahen Dienstleister bestehen aller-

dings große Unterschiede. W ä h rend vo r

allem die tra d i t i o n e l l e ren Branchen wie

Speditionen und Lagereien sowie Abfall-

und Abw a s s e re n t s o rger Ta r i f ve rträge an-

wenden, richten nur wenige We r b e f i r m e n

und Fa h r ze u g vermieter ihre Grundent-

gelte nach einem Ta r i f ve rt rag aus. St e u-

e r b e rater und Wi rtschaftsprüfer we n d e n

kaum Ta r i f ve rträge an.

Leistungsabhängige Entlohnung

Die unternehmensnahen Dienstleister,

die keinen Ta r i f ve rt rag anwenden, re g e l n

die Grundentgelte vor allem in Arbeits-

verträgen der einzelnen Mitarbeiter: 88

Prozent des Umsatzes entfallen auf die-

se Firmen. Rund vier Prozent des Umsat-

zes werden von unternehmensnahen

Dienstleistern erwirtschaftet, bei denen

die Entgelte über eine allgemeine Be-

triebsvereinbarung geregelt sind. Bei

den übrigen Umsatzanteilen kommen

sowohl allgemeine Betriebsvereinbarun-

gen als auch Regelungen in den einzel-

nen Arbeitsverträgen zur Anwendung.

Unabhängig davon, ob tariflich oder

nicht tariflich entlohnt wird, entfallen

rund 92 Pro zent des Umsatzes der unter-

nehmensnahen Dienstleister auf Firmen,

die zusätzliches Entgelt zahlen. Aller-

dings gibt es bei der Ve rteilung dieser

Z u s a t zentgelte erhebliche Unterschiede

zwischen den unternehmensnahen

Dienstleistern, die Ta r i f ve rträge anwe n-

den, und solchen, die dies unterlassen.

So zahlen die nicht tariflich gebundenen

Unternehmen deutlich häufiger für be-

stimmte Gruppen von Arbeitnehmern zu-

sätzliches Entgelt als Unternehmen mit

Ta r i f ve rt rag. Le t z t e re wenden häufiger

zusätzliches Entgelt sowohl für einze l n e

als auch für alle Arbeitnehmer auf. O

Ulrich Kaiser, kaiser@zew.de
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Die für November geplante Gründung der Dienstleistungsgewerkschaft “ver.di” hat ein Schlaglicht auf die 
Regelung von Arbeitsentgelten bei unternehmensnahen Dienstleistern geworfen. Wie ist der Verbreitungs-
grad von Tarifverträgen in diesem Wirtschaftszweig? Wie werden die Grundentgelte geregelt, wenn kein 
Tarifvertrag vorliegt? Zahlen nicht tariflich entlohnende Unternehmen häufiger Zusatzentgelte als tariflich 
gebundene Firmen? Diesen Fragen wurde in der jüngsten Konjunkturumfrage des ZEW nachgegangen.

Tarifbindung und Lohnfindung bei 
unternehmensnahen Dienstleistern

Umsatzanteil von unternehmensnahen Dienstleistern, 
die Tarifverträge anwenden oder nicht anwenden

gesamt
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■ Die Gewerbeanzeigenstatistik des

Statistischen Bundesamts erfaßt seit

1996  als “Neuerrichtungen” alle neuer-

richteten Betriebe (Neugründungen,

Auslagerungen, Filialen und vor allem

Kleingewerbetreibende). Nicht erfaßt

werden Verlagerungen und Übernah-

men. Diese Abgrenzung geht somit

deutlich über das hinaus, was gemein-

hin unter Unternehmensneugründungen

verstanden wird.

Nahm die Zahl der Neuerrichtungen in

Westdeutschland 1997 noch um 2,4 Pro-

zent zu, so betrug diese Wachstumsrate

1998 lediglich 0,9 Prozent. Die höchsten

Zuwächse  verzeichneten 1998 Nieder-

sachsen (8,5 Prozent), Bremen (4,5 Pro-

zent) und Bayern (3,1 Prozent). Rückgän-

ge sind dagegen in Nordrhein-Westfalen

(-1,1 Prozent), Baden-Württemberg (-2,4

Prozent) und im Saarland (-2,7 Prozent)

zu verzeichnen.

Zum Vergleich der Niveaus der Neuer-

richtungszahlen in den unterschiedlich

großen Bundesländern wird die Zahl der

Neuerrichtungen mit der Gewichtungs-

größe “Zahl der Erwerbspersonen”

(Stand 1995) standardisiert. So wird die

länderspezifische Neuerrichtungsinten-

sität, die Zahl der Neuerrichtungen je

10.000 Erwerbspersonen, ermittelt.

Hessen erreicht im Jahr 1998 die

höchste Neuerrichtungsintensität, ge-

folgt von Rheinland-Pfalz und Hamburg.

Den niedrigsten Wert ver-

zeichnet Niedersachsen (13

Prozent unter Durchschnitt).

Nur geringfügig besser (rund

10 Prozent unter Durch-

schnitt) schneidet Baden-

Württemberg ab. Hier hat sich

die Intensität 1998 gegenüber

1996 deutlich verringert,

während bei den anderen un-

terdurchschnittlich abschnei-

denden Bundesländern von

1996 bis 1998 durchweg eine

Zunahme der Neuerrichtungs-

intensität zu verzeichnen ist.

Die Befunde der

Bundesländerver-

gleiche auf der 

Basis der Gewerbe-

a n zeigenstatistik  entspre c h e n

weitgehend den Ergebnissen,

die sich mit den Daten der

ZEW-Gründungspanels ein-

stellen. Diese basieren auf

den Unternehmensdatensät-

zen der Kreditauskunftei 

CREDITREFORM. Anders als in

der Gewerbeanzeigenstatistik

lassen sich hier wirtschaftsak-

tive originäre Neugründungen

(d.h. keine Filialen, keine Aus-

oder Umgründungen u.ä.) iso-

liert betrachten. Auch die

Kleingewerbetreibenden wer-

den nur in geringem Maße erfaßt.

Stellt man also stärker auf die eigentli-

chen Unternehmensneugründungen ab,

e rgeben sich fast die gleichen Re l a t i o n e n

(hier gemessen mit länderspezifischen

Gründungsintensitäten: Zahl der ori-

g i n ä ren Neugründungen je 10. 000 Er-

werbspersonen). Unabhängig von der ge-

nauen Definition der “Neuen Unterneh-

men” scheint es länderspezifische Unter-

schiede in der Gründungsneigung zu ge-

ben. Diese können auch durch St r u k t u r-

unterschiede im Unternehmensbestand

der Länder bedingt sein und finden ihre n

Ausdruck in sehr unterschiedlichen Bra n-

c h e n s t r u k t u ren der Neugründungen.

Es ist wichtig, bei der Bewe rtung der

unterschiedlichen Neuerrichtungs- oder

Gründungsintensitäten zu beachten, daß

mit der Analyse der Neugründungen nur

ein Teil der gesamten Unternehmensfluk-

tuation betrachtet wird. Der zweite wich-

tige Teil – Marktaustritte oder Unterneh-

mensschließungen – ist hier nicht be-

rücksichtigt; eine statistische Identifizie-

rung “echter” Schließungen ist derze i t

noch nicht möglich. Es ist zu erwart e n ,

daß die strukturellen Unterschiede z u

unterschiedlichen Schließungsintensit ä-

ten in den einzelnen Ländern führen und

e ventuell ein Ausgleich der unterschied-

lichen Gründungsintensitäten durc h

g r ö ß e re Überlebenswahrscheinlichkeiten

der Unternehmen stattfindet. O

Dr. Georg Licht, licht@zew.de

Eine Untersuchung des ZEW zeigt, daß es länderspezifische Unterschiede im Gründungsgeschehen gibt, die
auch bei alternativen Gründungs-Definitionen unterschiedlicher Datenquellen zu nahezu übereinstimmenden
Länderrelationen führen. In die Untersuchung einbezogen wurden Daten des Statistischen Bundesamtes und
der ZEW-Gründungsdatenbanken. Der Bundesländervergleich beschränkt sich auf Westdeutschland.

Zuwachs an Gründungen geht zurück
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■ Am 27./28. Juli 1999 ve ranstaltete das

ZEW in Ko o p e ration mit dem Ministerium

für Umwelt und Verkehr Baden-Würt t e m-

b e rg eine internationale Ko n f e renz  in

St u t t g a rt, die mehr als 150 Te i l n e h m e r

aus den Bereichen Politik, Wi rtschaft und

Wissenschaft zu Diskussionen über Ein-

satzmöglichkeiten handelbarer Emissi-

o n s rechte (Ze rtifikate) im Klimaschutz

z u s a m m e n f ü h rt e .

Wesentliche Ergebnisse

In ihren Begrüßungsansprachen be-

tonten sowohl der Minister für Umwelt

und Verkehr des Landes Baden-Würt-

temberg, Ulrich Müller, als auch ZEW-

Präsident Wolfgang Franz die Wichtig-

keit des Einsatzes kosteneffizienter kli-

mapolitischer Instrumente. Dies sei ge-

rade vor dem Hintergrund einer zuneh-

menden internationalen Konkurrenz-

situation, der sich nationale Unterneh-

men ausgesetzt sehen, entscheidend. 

Nach einem Einleitungsvortrag von

Christine Zumkeller, Klimasekretariat

der Vereinten Nationen, zu den Rege-

lungen der Klimarahmenkonvention und

des Kioto-Protokolls führte Peter Zapfel

von der Europäischen Kommission die

EU-Position im Kontext der internatio-

nalen Klimaverhandlungen näher aus.

Ferner kündigte er an, daß die Kom-

mission im Laufe des kommenden 

Jahres ein Grünbuch zu den Detailfragen 

eines Emissionsrechtehandels erstellen

werde.

Im Mittelpunkt der Plenarveranstal-

tung des ersten Tages standen jedoch

zwei Vorträge zu praktischen Erfahrun-

gen mit dem Instrumentarium des Zerti-

fikatehandels. Garth Edward von Nat-

source, einer Brokerfirmen im Bereich

des Emissionsrechtehandels, verwies

dabei auf das erfolgreiche SO2-Trading-

Programm in den USA. Hinsichtlich CO2

konnte er von ersten Transaktionen be-

richten, die als ein Hedging des Risikos

einer drohenden zukünftigen Regulie-

rung im Klimaschutz

anzusehen sind. 

Peter Knoedel, Mit-

glied des Vorstandes

Deutsche BP AG,

stellte das BP - i n t e r n e

Trading-Regime vor,

wobei sich BP eine

freiwillige Redukti-

o n s verpflichtung vo n

zehn Pro zent bis

2010 gegenüber 1990

auferlegt hat. Auch

hier fanden bereits

erste Trades statt.

Während die Rechte bei BP für etwa 

20 $/tco2 gehandelt wurden, lagen die

von Natsource berichteten Preise mit 

etwa 1 $/tco2 deutlich darunter, was im

wesentlichen auf einen Risikoabschlag

zurückgeführt werden kann.

Am zweiten Tag der Konferenz fanden

zwei Workshops statt. In der Vormittags-

sitzung wurde der internationale Rah-

men der Klimaverhandlungen noch ein-

mal näher beleuchtet, wobei Axel Micha-

elowa vom HWWA auf die Bedeutung

der beiden projekt-basierten Mechanis-

men – Joint Implementation (JI) und 

Clean Development Mechanism (CDM) –

hinwies. Der CDM umfaßt dabei Projekte

zur Emissionsreduktion, die von Indu-

striestaaten in Entwicklungsländern

durchgeführt werden. Aufgrund des mit

den Projekten verbundenen Kapital- und

Know-How-Transfers ergibt sich hier 

neben einer klimapolitischen auch eine

entwicklungspolitische Dimension.

Nachmittags standen dann die Impli-

kationen für nationale Klimapolitiken im

Vordergrund. Während Annie Petsonk

vom Environmental Defense Fund, USA,

die Einführung eines freiwilligen Pro-

gramms präferierte, sprach sich Ray

Kopp, Resources for the Future, USA, für

ein verbindliches Trading-Regime aus.

Dies sei allerdings durch einen Höchst-

preis für die Zertifikate zu flankieren, um

die Planungssicherheit bei den Unter-

nehmen zu erhöhen. Dieses Konzept

stellt somit ein kombiniertes Zertifikate-

Steuer-System dar.

Insgesamt wurde deutlich, daß ein

zukünftiges Zertifikatesystem für Treib-

hausgase klare Rahmenbedingungen er-

forderlich macht, um die Unsicherheiten

bzw. Transaktionskosten auf ein Min-

destmaß zu reduzieren, das aber auch

chancenreich ist, wie die praktischen 

Erfahrungen zeigen. O

Marcus Stronzik, stronzik@zew.de
Karl Ludwig Brockmann, brockmann@zew.de

Einsatzmöglichkeiten handelbarer Emissionsrechte im Klimaschutz

Garth Edward (Natsource) und Peter Knoedel  (Deutsche BP AG)

Termine

■ Expertenseminare: 
Methoden zur Identifizierung wettbewerbsfähiger Beschaffungsmärkte – Neue Methoden des Global Sourcing, 

28. September 1999, ZEW-Gebäude

■ Informationen zu den Veranstaltungen: 
Ankündigungen zu ZEW-Veranstaltungen finden sich auch auf den ZEW-Internetseiten unter http://www.zew.de

Bitte klicken Sie „Seminare“ an. Auf Wunsch senden wir Ihnen das aktuelle ZEW-Seminarprogramm zu.

Information: Ute Jäckel, Telefon 0621/1235-240, Fax 0621/1235-224, E-Mail jaeckel@zew.de



■ Das ZE W g ra t u l i e rte seinem kauf-

männischen Geschäftsführe r, Ernst-O.

S c h u l ze, herzlich zu seinem 60. Geburts-

tag, den er am 23. Juli 1999  beging. 

Als kaufmännischer Gründungsdirektor

hat er großen Anteil am Auf- und Ausbau

des ZEW zu einem der führenden deut-

schen Wirtschaftsforschungsinstitute.

Gemeinsam mit dem früheren wissen-

schaftlichen Direktor des ZEW, Prof. Dr.

Dr. h.c. Heinz König, und dem derzei-

tigen Präsidenten, Prof. Dr. Wolfgang

Franz, hat Ernst-O. Schulze dazu beige-

tragen, das ZEW zu einem Wirtschafts-

forschungsinstitut zu machen, das der

Wissenschaftsrat im Juli zur Aufnahme in

die gemeinsame Förderung durch Bund

und Land („Blaue Liste“) empfohlen hat

(siehe Seite 1). 

Diese Anerkennung der hohen wissen-

schaftlichen Reputation des ZEW war für

ihn wohl das schönste Geburtstagsge-

schenk und eine große Anerkennung

seines hohen persönlichen Einsatzes für

das ZEW in den zurückliegenden neun

Jahren.
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Ernst-O. Schulze feiert 60. Geburtstag

ZEW-Neuerscheinungen

■ Discussion Papers

S a a ve d ra, Luz Amparo: A Model of We l f a re

Competition with Evidence from AFD C,

No. 99-27.

Esteller-Moré, Álex; Solé-Ollé, Albert:

Vertical Income Tax Externalities and Fis-

cal Interdependence:Evidence from the

U.S., No. 99-28.

Heinemann, Friedrich: Does Globalizati-

on Restrict Budgetary Autonomy? A

Multidimensional Approach, No. 99-29.

Addison, John T.; Teixeira, Paulino: Is

Portugal Really so Arteriosclerotic? Re-

sults from a Cross-country Analysis of

Labor Adjustment, No. 99-30.

Landon, Stuart: Smith, C. E.: Govern-

ment Debt Spillovers and Creditworthin-

ess in a Federation, No. 99-31.

Pfeiffer, Friedhelm; Rennings, Klaus: Em-

ployment Impacts of Cleaner Production

– Evidence from a German Study Using

Case Studies and Surveys, No. 99-32.

Fitzenberger, Bernd; Franz, Wolfgang: In-

dustry-Level Wage Bargaining: A Partial

Rehabilitation – The German Experience,

No. 99-33.

Kaiser,Ulrich; Voß, Katrin: Do Business-

related Services Really Lag Behind Ma-

nufacturing Industries in the Business

Cycle?, No. 99-34.

Wildasin, David E.: Factor Mobility and

Fiscal Policy in the EU: Policy Issues and

Analytical Approaches, No. 99-35.

Böhringer, Christoph; Rutherford, Tho-

mas F.: Decomposing General Equilibri-

um Effects of Policy Intervention in Mul-

ti-Regional Trade Models – Method and

Sample Application, No. 99-36.

Puhani, Patrick A.: Estimating the Effects

of Public Training on Polish Unemploym-

ent by Way of the Augmented Matching

Function Approach, No. 99-38.

Goodspeed, Timothy J.: Tax Competition

and Tax Structure in Open Federal Eco-

nomies: Evidence from OECD Countries

with Implications for the European Uni-

on, No. 99-39.

■ ZEW Wirtschaftsanalysen/
Schriftenreihe des ZEW

Göggelmann, Klaus: Fiskal- und Geldpo-

litik in einem makroökonometrischen

Ungleichgewichtsmodell, Band 40, Ba-

den-Baden, 1999.

Janz, Norbert; Licht, Georg: Innovations-

aktivitäten der deutschen Wirtschaft,

Band 41, Baden-Baden, 1999.

■ Für seine Dissertation „Agglomera-

tion, Growth, and Adjustment: A Theo-

retical and Empirical Study of Regional 

Labor Markets in Germany“ ist Dr. Thiess

Büttner, Wissenschaftler im ZEW-For-

schungsbereich Unternehmensbesteue-

rung und Öffentliche Finanzwirtschaft,

mit dem Hans-Constantin-Paulssen-

Preis des Verbandes der Metall- und

Elektroindustrie Südwest ausgezeichnet

worden. Die Arbeit diskutiert, inwieweit

sich regionale Unterschiede auf dem Ar-

beitsmarkt auf Struktur und Entwicklung

der räumlichen Arbeitsteilung sowie auf

Mobilität und die Lohnbildung zurück-

führen lassen. Mittels empirischer Ana-

lysen wird gezeigt, daß die für Deutsch-

land typische Kombination von schwa-

cher Lohndifferenzierung und geringer

interregionaler Mobilität dazu führt, daß

Störungen und Wandel im Wirtschafts-

prozeß sich regional sehr unterschied-

lich in Beschäftigung und Arbeitslosig-

keit ausprägen. Die Studie ist erschie-

nen in der Reihe ZEW Economic Studies

im Physica Verlag, Heidelberg.

Dr. Thiess Büttner erhält Auszeichnung für Dissertation
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ZEW-Finanzmarkttest im August: Keine 
Kursgewinne bei langfristigen Staatsanleihen

Auf der langen Zinsseite soll die Aufwärt s b e wegung der letzten
Monate anhalten. Inzwischen sind knapp 60 Pro zent der Markt-
beobachter von dieser Entwicklung überzeugt, nur 12 Pro ze n t
e r w a rten mittelfristig eine Reduzierung des Zinsniveaus. Vo n
seinem Re k o rdtief bei 3,7 Pro zent zu Anfang des Jahres soll das
Z i n s n i veau bis November auf 5,2 Pro zent steigen. Dabei unter-
stellen die Ex p e rten eine Bandbreite von 4,8 bis 5,6 Pro zent. Of-
fensichtlich erwarten sie, daß deutsche Anleihen sich nicht dem
Zinsdruck aus den USA entziehen können. Da auch die Zinsen
in den USA anziehen, wird sich der Spread zwischen deutschen
und amerikanischen Anleihen allerdings kaum ve r m i n d e r n .
Robert Dornau, dornau@zew.de

In der Chemischen Industrie ist von einem Einbruch der Innova-
tionsausgaben in den 90er Jahren nichts zu spüren. Die Innova-
tionsausgaben sind zwischen 1992 und 1997 von rund 14 Milli-
a rden Mark auf 27 Milliarden Mark gestiegen. Um die Umsatz-
entwicklung bereinigt nahm der Anteil der Innova t i o n s a u s g a-
ben am Umsatz von vier auf acht Pro zent zu. Im Gegensatz zum
gesamten Ve rarbeitenden Gewerbe sind vom Anstieg sow o h l
die inve s t i ven als auch die laufenden Innovationsausgaben be-
t roffen. Dennoch ist auch in der Chemischen Industrie zwischen
1996 und 1997 bei stagnierenden inve s t i ven Ausgaben ihr 
Anteil zugunsten laufender Innovationsausgaben gesunken.
Dr. Thomas Cleff, cleff@zew.de

Der Bruttostundenlohn westdeutscher Frauen hängt ab von 
ihrer Arbeitszeit und ihrer Berufserfahrung. Der Stundenlohn
für Jobs mit weniger als 20 Stunden ist deutlich geringer als für
umfangreichere Teilzeittätigkeiten oder für Vollzeitjobs. Zwi-
schen 20 und 38 Stunden können keine signifikanten Lohnun-
terschiede festgestellt werden. Der Lohnabschlag für Mehrar-
beit kann dadurch erklärt werden, daß nur 10 Prozent der Frau-
en, die mehr als 40 Stunden arbeiten, als Arbeiter angestellt
sind und einem Tarifvertrag unterliegen. Weiterhin zeigt sich,
daß der Ertrag der Berufserfahrung in einer Vollzeittätigkeit
höher ist als in einem Teilzeitjob mit weniger als 20 Stunden. 
Elke Wolf, wolf@zew.de

Starker Anstieg der Innovations-
aufwendungen in der Chemischen Industrie

Quelle: ZEW Mannheimer Innovationspanel Befragung 1998Quelle: ZEW

Die konjunkturelle Lage bei den unternehmensnahen Dienst-
leistern hat sich nach der Abkühlung im ersten Quartal 1999
wieder stabilisiert. Die saisonbereinigte Jahreswachstumsrate
des Umsatzes liegt im zweiten Quartal 1999 mit 3,4 Prozent
gleichauf mit der des Vorquartals. Auch die Erträge haben sich
saisonbereinigt im Vergleich zum Vorquartal kaum verändert.
Bei der Nachfrage geht es im Vergleich zum Jahresanfang leicht
aufwärts. Die Preisentwicklung zeigt, ebenfalls saisonberei-
nigt, gegenüber dem Vorquartal einen leichten Aufwärtstrend.
Die unternehmensnahen Dienstleister wachsen demnach wei-
ter, nur nicht mit den hohen Wachstumsraten von 1998.
Ulrich Kaiser, kaiser@zew.de

Konjunkturelle Lage bei unternehmensnahen
Dienstleistern stabilisiert sich

Bruttostundenlöhne von Frauen 
in Westdeutschland (1995)

Quelle: eigene Auswertungen auf Basis des Sozioökonomischen Panel, 1995 Quelle: ZEW
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s t a n d p u n k ts t a n d p u n k t

Fallobst
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E ine Beschäftigungsgarantie ist nicht geeignet, Ver-

schlechterungen beim Arbeitsentgelt oder bei der Ar-

beitszeit zu rechtfertigen.“ Dies stellte dem Verneh-

men nach unlängst das Bundesarbeitsgericht (BAG) in der

Begründung zu seiner Entscheidung vom 20. April 1999

zum gewerkschaftlichen Unterlassungsanspruch bei tarif-

widrigen betrieblichen Einheitsregelungen ohne Um-

schweife fest. Mehr noch, ein solcher Vergleich sei „metho-

disch unmöglich“, es würden gewissermaßen „Äpfel mit

Birnen“ verglichen. 

Das sind harte Worte seitens der höchstrichterlichen 

Arbeitsgerichtsbarkeit. Von der damit zum Ausdruck kom-

menden unnötigen Einschränkung der Wahlfreiheit der Ar-

beitnehmer einmal ganz abgesehen, bedeuten sie eine Ab-

sage an grundlegende ökonomische Überlegungen, näm-

lich eine Abwägung von Opportunitätskosten in Form eines

Vergleichs zwischen Lohnhöhe und Beschäftigung. Dürfen

fortan Mengen nicht mehr mit Preisen verglichen werden? 

Hintergrund dieser Einlassungen ist das den Gewerk-

schaften nunmehr vom BAG neu zugestandene Recht einer

Verbandsklage. Bekanntlich dürfen gemäß § 77 Absatz 3

Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) selbst tariflich nicht

gebundene Unternehmen mit ihrem Betriebsrat keine Ver-

einbarungen über Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbe-

dingungen treffen, sofern diese „üblicherweise“ durch ei-

nen Tarifvertrag geregelt werden und der Tarifvertrag keine

entsprechende Öffnungsklausel enthält. Solche Vereinba-

rungen müssen vielmehr individuell mit jedem Arbeitneh-

mer ausgehandelt werden; erlaubt ist allenfalls eine „Re-

gelungsabrede“ zwischen Betriebsrat und Unternehmens-

leitung, die jedoch keine tarifliche Normen setzen darf.

Nota bene: Diese Regelungsdichte gilt auch für tariflich

nicht gebundene Unternehmen. Mit einer Verbandsklage

können nun die Gewerkschaften, obschon unmittelbar

überhaupt nicht betroffen, gegen solche Vereinbarungen

und damit gegebenenfalls gegen einen Betriebsrat mit ho-

hem gewerkschaftlichem Organisationsgrad klagen.

Als Ergebnis der aus dem BAG-Urteil resultierenden

Rechtsunsicherheit wird es wohl für die Parteien auf der

betrieblichen Ebene unmöglich, zumindest aber höchst ris-

kant, einen Vertrag abzuschließen, der das wirtschaftliche

Überleben des Unternehmens unter anderem mit Zurück-

haltung bei Arbeitsentgelten und/oder  Arbeitszeit sichert.

Die Tarifnorm muß selbst von tarifungebundenen Unter-

nehmen eingehalten werden, auch wenn dies Arbeitsplätze

kostet und diese Tarifverträge dann wegen Wegfalls der

Geschäftsgrundlage eigentlich nichtig sein müßten. Oder

sind sie gar sittenwidrig?

Für den Gesetzgeber besteht nun außerordentlich drin-

gender Handlungsbedarf. Er sollte im Tarifvertragsgesetz

zwingend vorschreiben, daß jeder Tarifvertrag eine wirksa-

me Öffnungsklausel enthalten muß, so daß die Regelungs-

sperre von §77 Absatz 3 BetrVG aufgehoben wird. Wirksam

heißt, daß eine vom Tarifvertrag abweichende Regelung

unverzüglich in Kraft tritt, wenn Unternehmensleitung, Be-

triebsrat und die Mehrheit der Beschäftigten zustimmen.

Eine Preisgabe schutzwürdiger Arbeitnehmerinteressen ist

nicht zu befürchten: Ohne zwingenden Grund – nämlich der

Sicherung der Arbeitsplätze – wird eine solche Verein-

barung nicht zustande kommen. Ein Einspruchsrecht der

Tarifvertragsparteien kann dann vorgesehen sein, wenn es

als Schiedsverfahren mit Unterwerfungszwang binnen vier

Wochen abgewickelt wird.

Wenn das BAG glaubt, solche ökonomischen Flexibilitäts-

erfordernisse mit einem „Äpfel-Birnen“-Vergleich diskredi-

tieren zu müssen, dann darf es sich nicht wundern, wenn

Ökonomen diesbezügliche Ausführungen fast in die Nähe

von „Fallobst“ rücken.


